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Betriebsrat muss kommunizieren können – aber nicht über separaten Telefonanschluss und Internetzugang
ein Artikel von Rechtsanwalt, Fachanwalt für Steuerrecht und Fachanwalt für Handels- und Gesellschaftsrecht Arnd Lackner, Saarbrücken
Das Betriebsverfassungsgesetz regelt umfassend die betriebliche Mitbestimmung und die rechtliche Stellung des Betriebsrates in einem Unternehmen. Gemäß § 40 BetrVG trägt der Arbeitgeber die durch die Tätigkeit des Betriebsrats entstehenden Kosten und hat insoweit dem Betriebsrat für die laufende Geschäftsführung auch in erforderlichem Umfang Räume, sachliche Mittel, Informations- und Kommunikationstechnik sowie Büropersonal zur Verfügung zu stellen.

In einem vom Bundesarbeitsgericht aktuell entschiedenen Fall vertrat der Betriebsrat die Auffassung, dass eine Kommunikation über das allgemeine Firmennetzwerk die abstrakte Gefahr einer missbräuchlichen Ausnutzung der technischen Kontrollmöglichkeiten durch den Arbeitgeber hervorruft. Der Betriebsrat verlangte stattdessen eigens für sich die Einrichtung eines vom Server des Arbeitgebers unabhängigen Internetanschlusses sowie eines von der Telefonanlage des Arbeitgebers unabhängigen Telefonanschlusses, um jegliche Kontrollmöglichkeit durch den Arbeitgeber auszuschließen.
Mit Beschluss von 20. April 2016, 7 ABR 50/14 hat das Bundesarbeitsgericht dieser Betriebsratsforderung eine Absage erteilt und gemäß gleichlautender Pressemitteilung Nr. 18/16 vom 20. April 2016 ausgeführt, dass der Arbeitgeber grundsätzlich weder dazu verpflichtet ist, „dem Betriebsrat unabhängig von seinem Netzwerk einen Zugang zu Internet zur Verfügung zu stellen, noch muss er für den Betriebsrat einen von seiner Telefonanlage unabhängigen Telefonanschluss einrichten“.
Nach Auffassung des Bundesarbeitsgerichts kann der Betriebsrat „einen Telefonanschluss und, sofern berechtigte Belange des Arbeitgebers nicht entgegenstehen, die Eröffnung eines Internetzugangs und die Einrichtung eigener E-Mail-Adressen verlangen, ohne deren Erforderlichkeit zur Wahrnehmung konkret anstehender betriebsverfassungsrechtlicher Aufgaben darlegen zu müssen. Diese Ansprüche kann der Arbeitgeber dadurch erfüllen, dass er dem Betriebsrat im Rahmen des im Betrieb bestehenden Informations- und Kommunikationssystems einen Telefonanschluss zur Verfügung stellt sowie einen Internetzugang sowie E-Mail-Verkehr über ein Netzwerk vermittelt, das für alle Arbeitsplätze des Unternehmens einheitlich genutzt wird. Alleine wegen der abstrakten Gefahr einer missbräuchlichen Ausnutzung der technischen Kontrollmöglichkeiten durch den Arbeitgeber, darf der Betriebsrat einen separaten Telefonanschluss sowie Internetzugang nicht für erforderlich halten“.
Eine Telefon- und E-Mail-Nutzung durch den Betriebsrat ist damit grundsätzlich zu bejahen. Ein eigener Telefon- oder E-Mail-Anschluss muss dem Betriebsrat jedoch nicht zur Verfügung gestellt werden.
Fazit:
Sonderrechte auf eigene und vom Firmennetzwerk unabhängige Kommunikationsmittel werden dem Betriebsrat nicht eingeräumt. Die Entscheidung des Bundesarbeitsgericht spart damit Aufwand und Kosten.
Der Autor ist Mitglied der Deutschen Anwalts- und Steuerberatervereinigung für die mittelständische Wirtschaft e.V.
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